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5 AZR 300/81
11 Sa 102/80 Berlin

Verkündet am 
25. August 1982
Schartel, 
Angestellter 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
ln Sachen

pp.

hat der'Fünfte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom 25. August 1962 durch den Vor­
sitzenden Richter Dr, Thomas, den Richter Dr. Neither und 
die Richterin Michels-Holl sowie die ehrenamtlichen Rich­
ter Flachsenberg und Scherer für Recht erkannt:

1. Die Revision der Klägerin gegen das Ur­
teil des Landesarbeitsgerichts Berlin 
vom 10. April 1981 - 11 Sa 102/80 - wird 
zurückgewiesen.

2. Die Klägerin hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

w e g e n  !

-  2 -
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Tatbestand:

Die Parteien streiten darüber, ob die Klägerin in der 
Zeit vom 6. September 1979 bis 20. Oktober 1980 Arbeitneh­
merin des beklagten Landes war oder ob zwischen den Parteien 
ein Rechtsverhältnis als freie Mitarbeiterin bestand.

In dem angegebenen Zeitraum unterrichtete die Kläge­
rin im Rahmen eines Sonderprogramms Flüchtlinge aus Vietnam 
in der deutschen Sprache. Die vietnamesischen Hörer soll­
ten in der Lage sein, sich in wichtigen Situationen im Le­
bens- und Arbeitsbereich sprachlich zu verständigen. Die 
Volkshochschule Berlin-Reinickendorf richtete im September
1979 vier oder fünf solcher Kurse ein, die bis zum Herbst
1980 fortgeführt wurden. Jeder Kurs umfaßte insgesamt 800 
Unterrichtseinheiten zu 45 Minuten. Zunächst wurden nur 20 
Stunden je Woche Unterricht erteilt, ab Mai 1980 waren es 
25 Stunden pro Woche. Ausgefallene Unterrichtsstunden muß­
ten nachgeholt werden.

Der Unterricht wurde entweder an Vormittagen oder an 
Nachmittagen erteilt. Die Klägerin unterrichtete eine Grup­
pe von 16 Vietnamesen vormittags. Die Hörer erhielten eine 
Unterstützung vom Arbeitsamt} sie waren verpflichtet, am 
Unterricht regelmäßig teilzunehmen. Unterrichtet wurde in 
den Räumen der Volkshochschule Reinickendorf; ein Teil der 
Kurse fand im Sprachlabor statt. Die Klägerin verwendete 
außerdem Sprachkassetten, Schaubilder, Wandtafeln und wei­
tere Hilfsmittel, die die Volkshochschule ihr zur Verfügung 
stellte. Die Klägerin ließ auch Klassenarbeiten fertigen, 
die sie korrigierte. Sie verwendete die Lehrbücher "Deutsch 
2000" und "Deutsch als Fremdsprache". Während ihrer Unter­
richtstätigkeit nahm sie an vier Dozentenbesprechungen teil.

Für ihre Tätigkeit erhielt die Klägerin pro Doppelstun­
de eine Vergütung von 63,-- DM, womit etwaige Vor- und Nach­
arbeiten mit abgegolten waren.
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Die Klägerin hat die Auffassung vertreten, sie sei als 
Dozentin persönlich abhängig und deshalb Arbeitnehmerin des 
beklagten Landes gewesen. Als Arbeitnehmerin habe sie An­
spruch auf Gehaltsfortzahlung im Krankheitsfalle und auf 
Feiertagsvergütung. Ort und Zeit der Unterrichtstätigkeit 
habe der Leiter der Volkshochschule festgelegt. Sie habe 
ihren Unterricht an den Anforderungen der Zertifikatsprü­
fung ’’Deutsch für Ausländer" ausrichten müssen. Schließlich 
spreche auch der zeitliche Umfang, in dem sie zur Arbeits­
leistung verpflichtet gewesen sei, für ein Arbeitsverhält­
nis. Zur eigentlichen Unterrichtstätigkeit von 2D bzw, 25 
Stunden pro Woche kämen noch zeitaufwendige Vor- und Hach- 
arbeiten hinzu.

Die Klägerin hat beantragt,

festzustellen, daß zwischen den Par­
teien in der Zeit vom 6. September 
1979 bis zum 20. Oktober 1980 ein Ar­
beitsverhältnis bestand.

Das beklagte Land hat beantragt, die Klage abzuweisen.
Es hat die Auffassung vertreten, die Klägerin sei freie Mit­
arbeiterin gewesen. Dazu hat es behauptet, die Klägerin sei 
in der Auswahl der Unterrichtsmittel und in der Gestaltung 
der Unterrichtsstunden frei gewesen; sie sei insoweit nicht 
an Weisungen gebunden gewesen. Man habe vielmehr von den 
Dozenten erwartet, daß sie ihren Unterricht im Hinblick auf 
die unterschiedliche Vorbildung der Hörer und deren Lebens­
gewohnheiten flexibel gestalteten. Die Abhängigkeit der Klä­
gerin von technischen Einrichtungen der Volkshochschule Rei­
nickendorf sei nicht von so großem Gewicht gewesen, um ein 
Arbeitsverhältnis annehmen zu können. Schließlich könne sich 
die Klägerin nicht mit den Dozenten vergleichen, die in schu­
lischen oder beruflichen Lehrgängen der Volkshochschule Un­
terricht erteilten. Solche Lehrgänge unterlägen der Schul­
aufsicht und führten zu einem bestimmten Schulabschluß. Die 
in diesen schulischen Lehrgängen tätigen Dozenten seien fest-
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angestellt, weil sie, wie in jeder Schule, zu Vertretungen, 
umfangreichen Verwaltungsarbeiten und Nebentätigkeiten heran­
gezogen werden müßten.

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben. Auf die 
Berufung des beklagten Landes hat das Berufungsgericht die­
ses Urteil abgeändert; es hat die Klage abgewiesen. Kit der 
zugelassenen Revision erstrebt die Klägerin die Wiederher­
stellung des erstinstanzlichen Urteils.

Ent8cheidunqsqründe:

Die Revision der Klägerin hat keinen Erfolg, Die Klä­
gerin war keine Arbeitnehmerin sondern freie Mitarbeiterin 
der Volkshochschule.

I. Die Klage ist zulässig. Ihr fehlt nicht das für Fest­
stellungsklagen erforderliche Rechtsschutzinteresse (§ 256 
Abs. 1 ZPO). Zwar will die Klägerin nur für einen zurück­
liegenden Zeitraum festgestellt wissen, daß sie Arbeitneh­
merin war. Das ist aber unschädlich, da die Klägerin aus 
diesem Rechtsverhältnis noch Ansprüche arbeite- und sozial­
versicherungsrechtlicher Art herleitet. Da außerdem zu er­
warten ist, daß das beklagte Land als Körperschaft des öf­
fentlichen Rechts aus einem obsiegenden Urteil die für die 
Klägerin günstigen Rechtsfolgen selbst zieht, brauchte die 
Klägerin insoweit keine Leistungsklage zu erheben.

II. Gemessen an den Kriterien, nach denen der Senat den 
Status von Volkshochschuldozenten beurteilt hat, bestand 
kein Arbeitsverhältnis.

1. Für die Statusbeurteilung kommt es darauf an, in wel­
chem Maße der zur Dienstleistung Verpflichtete persönlich 
abhängig ist. Leistet er die Dienste unter solchen Bedin­
gungen, die zu einer für ein Arbeitsverhältnis typischen

5JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


5

persönlichen Abhängigkeit führen, ist er Arbeitnehmer. Kann 
er im wesentlichen die Arbeitsbedingungen frei gestalten, 
ist er ein freier Mitarbeiter. Insoweit gilt für Volkshoch­
schuldozenten dasselbe wie für andere Beschäftigungsverhält- 
nisse auch. Dabei sind die das Rechtsverhältnis prägenden 
charakteristischen Merkmale zu beurteilen, wie sie sich aus 
dem Inhalt des Vertrages und der praktischen Durchführung 
und Gestaltung der Vertragsbeziehungen ergeben (vgl. BAG 
AP Nr. 13 zu § 611 BGB Lehrer, Dozenten, zu I 1 der Gründe; 
Urteil des Senats vom 23. September 1981 - 5 AZR 284/78 - 
AP Nr. 22 zu § 611 BGB Lehrer, Dozenten - auch zum Abdruck 
in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).

Von diesen Grundsätzen geht auch das Berufungsgericht
aus.

2. Bei der danach erforderlichen Einzelabwägung der Um­
stände, die dieses Rechtsverhältnis charakterisieren und 
die zulässigerweise herangezogen werden dürfen, ist dem Be­
rufungsgericht kein Rechtsfehler unterlaufen. Schon nach 
dem eigenen Vorbringen der Klägerin ergeben sich nicht ge­
nügend Anhaltspunkte dafür, daß sie in einer für ein Arbeits­
verhältnis typischen Weise persönlich abhängig war.

a) Die für ein Arbeitsverhältnis typische persönliche Ab­
hängigkeit ergibt sich nicht schon aus der zeitlichen Bin­
dung, die die Klägerin in ihrem Vertrage eingegangen ist.
Die Parteien haben von vornherein die Kurszeit fest verein- • 
bart. Außerhalb dieser festgelegten Unterrichtszeit kann 
die Volkshochschule über die Arbeitskraft der Klägerin nicht 
verfügen. Insofern unterscheiden sich die Volkshochschul­
dozenten von Lehrern an allgemeinbildenden Schulen, die ge­
rade wegen dieser rechtlich bedeutsamen zeitlichen Bindung 
Arbeitnehmer sind (vgl. BAG AP Nr. 10 zu § 611 BGB Lehrer, 
Dozenten, mit zustimmender Anmerkung von Söllner; ferner 
das zur Veröffentlichung - auch in der Amtlichen Sammlung

6

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


6

des Gerichts - bestimmte Urteil vom 14. Januar 1982 - 2 AZR 
254/81 -, zu B I 1 der Gründe), über diese zeitliche Bin­
dung an die Kurse hinaus gab es keine weiteren Bindungen 
der Klägerin mehr. Die Verpflichtung zur Teilnahme an Do­
zentenbesprechungen hat ein zeitlich gesehen so geringes 
Gewicht, daß sie diese rechtliche Würdigung nicht beeinflus­
sen kann.

Die Klägerin kann sich auch nicht mit den Volkshoch­
schuldozenten vergleichen, die in schulischen Lehrgängen 
im Sinne von § 53 Satz 1 Nr. 1 des Schulgesetzes für Berlin 
(in der Fassung vom 17. Januar 1979 - GVB1. Berlin, S. 161) 
tätig werden. Nach dieser Bestimmung des Schulgesetzes kön­
nen die Volkshochschulen für Teilnehmer, die den Hauptschul­
abschluß, den Realschulabschluß, die Fachhochschulreife oder 
die allgemeine Hochschulreife erwerben wollen, Lehrgänge 
einrichten, die mit einer Prüfung abschließen. Solche Lehr­
gänge unterliegen der Schulaufsicht (§ 53 Satz 2 Schulge­
setz Berlin). Die Volkshochschulen müssen diese Lehrgänge 
deshalb so organisieren wie den Unterricht an allgemeinbil­
denden Schulen auch. Sie müssen sicherstellen, daß Unter­
richt fortlaufend erteilt wird. Die Dozenten in diesem Be­
reich der Volkshochschule müssen Vertretungen übernehmen.
Sie werden weitgehend zu Nebenarbeiten und Verwaltungsauf­
gaben herangezogen« über die Arbeitskraft dieser Dozenten 
muß daher der Volkshochschulträger anders verfügen als über 
die Arbeitskraft der Dozenten, die in dem üblichen Programm 
der Volkshochschule tätig werden. Deshalb werden Dozenten 
im schulischen Bereich der Volkshochschulen in Berlin in 
der Regel Arbeitnehmer sein. Dozenten in den übrigen Berei­
chen der Volkshochschule sind nicht in diesem Maße persön­
lich abhängig. Zwischen beiden Dozentengruppen besteht in­
soweit ein tatsächlicher Unterschied, der auch zu rechtlich 
unterschiedlichen Wertungen führt.

b) Zu Recht hat das Berufungsgericht angenommen, daß es 
bei der Statusbeurteilung auf den zeitlichen Umfang, in dem
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sich die Klägerin zu Dienstleistungen gegenüber dem beklag­
ten Land verpflichtet hatte, nicht ankommt. Der zeitliche 
Umfang, in dem sich ein Mitarbeiter zu Dienstleistungen ver­
pflichtet hat, sagt nichts darüber aus, unter welchen Be­
dingungen diese Dienste zu leisten sind, und ob sie zu ei­
ner persönlichen Abhängigkeit führen, die für ein Arbeits­
verhältnis typisch ist. So können Dienstverträge von Rechts­
anwälten, Architekten, Steuerberatern oder auch Musikbear­
beitern (vgl. dazu BAG AP Nr. 24 zu § 611 BGB Abhängigkeit) 
einen erheblichen zeitlichen Umfang haben, dennoch fehlt 
es, hält man am Merkmal der persönlichen Abhängigkeit fest, 
in all diesen Fällen an der Arbeitnehmereigenschaft. Der 
Senat ist deshalb auch nicht dem Vorschlag von Beuthien/Weh- 
ler (gemeinsame Anm. zu BAG AP Nr. 15 bis 21 zu § 611 BGB 
Abhängigkeit, zu IV 6) gefolgt, die soziale Schutzbedürf­
tigkeit. und damit die Arbeitnehmereigenschaft nur danach 
zu beurteilen, in welchem zeitlichen Umfang sich ein Mit­
arbeiter zu Dienstleistungen verpflichtet hat. Der zeitli­
che Umfang allein kann kein taugliches Abgrenzungsmerkmal 
sein.

Anders liegt- der Fall dann, wenn der Empfänger der Dienst­
leistung innerhalb eines zeitlichen Rahmens über die Arbeits­
kraft eines Mitarbeiters nach seinen Wünschen und Vorstel­
lungen verfügen kann. So lagen die Verhältnisse bei den mei­
sten Mitarbeitern der Rundfunkanstalten. Dann begründet aber 

• dies^ Weisungsgebundenheit die persönliche Abhängigkeit und 
nicht der zeitliche Umfang.

c) Eine persönliche Abhängigkeit folgt ferner nicht aus 
der Art und Weise, in-der die Klägerin ihre Kurse zu hal­
ten hatte. Insoweit gilt für die Klägerin nichts anderes 
als für Dozenten, die im sogenannten Zertifikatsprogramm 
unterrichten (vgl. Urteil des Senats vom 25. September 1981 
- 5 AZR 284/78 - AP Nr. 22 zu § 611 BGB Lehrer, Dozenten, 

zu II 2 b der Gründef diese Entscheidung ist auch zum 
Abdruck in der Amtlichen Sammlung des Gerichts bestimmt).
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d) Schließlich folgt aus der Bindung an einen bestimmten 
Ort, an dem die Klägerin ihre Verpflichtungen zu erfüllen 
hatte, keine für ein Arbeitsverhältnis typische persönliche 
Abhängigkeit. Der Senat hat diesen Umstand schon in den Ur­
teilen vom 26. Januar 1977 (AP Nr. 13 zu § 611 BGB Lehrer, 
Dozenten) und vom 2 September 1981 (AP Nr. 22 zu § 611 
BGB Lehrer, Dozenten) als für die Statusbeurteilung eines 
Volkshochschuldozenten unerheblich bezeichnet. Daran hält 
er für den vorliegenden Fall fest. Die Klägerin hat nicht 
deutlich machen können, vie aus dieser Bindung eine persön­
liche Abhängigkeit entstehen könnte» Aus der Möglichkeit, 
ein Sprachlabor benutzen zu können, folgt sie jedenfalls 
nicht. Der Klägerin vurde dieses Sprachlabor zu den zuvor 
vereinbarten Zeiten zur Verfügung gestellt.

e) Die Besonderheiten dieses Falles rechtfertigen keine 
andere Beurteilung. Es gibt keine für die Statusbeurteilung 
erheblichen Unterschiede im Vergleich zu den Arbeitsbedin­
gungen der übrigen Volkshochschuldozenten. Richtig ist zwar, 
daß der Volkshochschulträger über einen Zeitraum von etwa 
einem- Jahr mit einer bestimmten Zahl von Teilnehmern an den 
eingerichteten Kursen rechnen konnte. Dies beeinflußt aber 
nicht die Arbeitsweise der Klägerin. Der Umstand hätte nur 
für die Frage Bedeutung gehabt, ob ein Arbeitsverhältnis 
wirksam hätte befristet werden können.

Der Senat sieht auch keinen Unterschied in der Tatsa­
che, daß die Klägerin ihre Kurse nicht im üblichen Semeater- 
rhythmus erteilte, sondern, abgesehen von dreiwöchigen Oster­
ferien, durchgehend unterrichtete. Schließlich sagt auch 
die Herkunft der Mittel nichts über den Status des Dozenten 
aus.

Flachsenberg Scherer

Dr. Thomas Dr. Heither Michel8-Holl
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